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nt - Blat 
der Königlichen Regierung zu Maricuwerder. 
NK 19, Marienwerder, den 30. März 1898. 


Die Nummer 10 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält Beſitzſtände der Genoſſenſchaftsmitglieder in den zu⸗ 
unter gehörigen Regiſtern ſpeziell nachgewieſen. 

Nr. 2451 die Bekanntmachung, betreffend Be⸗ Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
ſtimmungen über den Geſchäftsbetrieb der Auswande⸗ Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden 
rungsunternehmer und Agenten, vom 14. März 1898; Beglaubigungsvermerk verſehen und bei der Aufſichts⸗ 
und unter behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 

Nr. 2452 die Bekanntmachung, betreffend Vor⸗ Abänderungen des Meliorationsprojekts, welche 
ſchriften über Auswandererſchiffe, vom 14. März 1898. im Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus⸗ 
Die Nummer 11 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält ſtellen, konnen vom Genoſſenſchaftsvorſtande beſchloſſen 
unter werden. Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung 
Nr. 2453 den Freundſchafts⸗ und Handelsvertrag der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und dem Oranje⸗Frei⸗ Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen 
ſtaate, vom 28. April 1897; und unter Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 
Nr. 2454 die Bekanntmachung, betreffend den änderte Anlage berührt werden. 
Beitritt der Republik Haiti zu den am 4. Mai 1896 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen 
zur Berner internationalen Urheberrechts⸗Uebereinkunft „Sittnokanal⸗Genoſſenſchaft“, hat ihren Sitz in Brieſen 
vom 9. September 1886 getroffenen Zuſatzüberein⸗(Weſtpreußen) und bezweckt die Regulirung des Kanals 
kommen, vom 16. März 1898. nach Maßgabe des im § 1 genannten Projekts. 

8 3. Die Koſten der Herſtellung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Anlagen werden von der Genoſſenſchaft ge⸗ 
tragen. Dagegen bleiben die nach den Zwecken der 
Melioration behufs ihrer nutzbringenden Verwendung 
für die einzelnen betheiligten Grundſtücke erforderlichen 
Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung von Wieſen, 
Anlage und Unterhaltung beſonderer Zu: und Ab⸗ 
leitungsgräben u. ſ. w. den betreffenden Eigenthümern 
überlaſſen. Dieſelben ſind jedoch gehalten, den im 
Intereſſe der ganzen Melioration getroffenen An⸗ 
ordnungen des Vorſtehers Folge zu leiſten. 

§ 4. Die Unterhaltung des regulirten Sittno⸗ 
kanals liegt den bisher Verpflichteten auch ferner ob 
und regelt ſich nach dem Krautungs⸗Reglement des 
Sittnokanals vom 16. Auguſt 1833. 

§ 5. Außer der Herſtellung der im Projekt und 
vorſtehend vorgeſehenen Anlagen, liegt der Genoſſen⸗ 
ſchaft ob, Binnen⸗Entwäſſerungsanlagen innerhalb des 
Meliorationsgebietes, welche nur durch Zuſammenwirken 
mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, ſowie Moor: 
dammkulturen zu vermitteln und nöthigenfalls auf 
Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer durchführen 


zu laſſen. 
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Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Zentral⸗Behörden. 
ı Statut 
für die Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft zu Brieſen im 
Kreiſe Brieſen. 


verordnen auf Grund der §§ 57 und 65 des Geſetzes 
vom 1. April 1879 (Geſetz- Sammlung Seite 297) 
nach Anhörung der Vetheiligten, was folgt: 
§ 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ 
gebiete angehörigen Grundſtücke in den Guts⸗ bezw. 
Gemeindebezirken (Klein Budczek, Königlich Noßgarth, 
Friedrichsdorf, Sittno, Haus Lopatken, Zaskocz, Myſch⸗ 
lewitz, Braunsfelde, Gut Hohenkirch, Dorf Hohenkirch, 
Waitzenau, Blieſen, Blyſinken) werden zu einer Ge⸗ 
noſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer Grund⸗ 
ſtücke nach Maßgabe des Meliorationsplans des ver⸗ 
eideten Landmeſſers Boehmer vom 9. Februar 1894, 
revidirt und mit einem Nachtrage verſehen durch den 
eliorations⸗Bauinſpektor Fahl unter dem 16. April g g 2 
1895, durch Entwäſſerung zu verbeſſern. Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die ſoweit 
Das Meliorationsgebiet iſt auf der ein Zubehör erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen ſind, 
des Meliorationsplanes bildenden Karte des Land: unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. Plan und Bei⸗ 
meſſers Boehmer (Blatt 1--5) vom Frühjahr 1893 tragsverhältniß bedarf vor der Ausführung der Ge⸗ 
dargeſtellt, daſelbſt mit einer Begrenzungslinie in nehmigung und Feſtſetzung des Kreisausſchuſſes des 
blauer Farbe bezeichnet und bezüglich der betheiligten(Kreiſes Briefen, 


Ausgegeben in Marienwerder am 31. März 1898. 
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8 6. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes angenommenen Meliorations⸗Technikers 
in der Regel in Tagelohn ausgeführt. Indeſſen können 
die Arbeiten nach Beſtimmung des Vorſtandes in 
Akkord oder an einen Unternehmer zur Ausführung 
gegeben werden. 

8 7. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach der Größe des Betheiligungsgebiets. 

§ 8. Im Falle einer Parzellirung find die Ge: 
noſſenſchaftslaſten nach den in dieſem Statut vor⸗ 
geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
zuläſſig. 

§ 9. Die Genoſſen ſind verpflichtet, die Bei: 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Ter— 
minen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei ver⸗ 
ſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Be: 
träge beizutreiben. 

§ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genom⸗ 
menen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unter: 
haltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend 
oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage den ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Verückſichtigung der ihm 
aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Ent⸗ 
ſchädigung gebührt, entſcheidet, ſalls ſich ein Genoſſe 
mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, 
das nach Vorſchrift dieſes Statuts zu bildende Schieds— 
gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

9 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſteus eine Stimme. Im Uebrigen 
richtet ſich das Stimmverhältniß nach dem Verhältniſſe 
der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, und zwar 
in der Weiſe, daß jeder Genoſſe bei einer Betheiligungs⸗ 
fläche bis 3 ha eine Stimme, und für jede weiteren 
vollen 3 ha eine Stimme mehr erhält. 

Die Slimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Be— 
kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Antrage auf Berichtigung der Stimmliſte 
ſind an keine Friſt gebunden. 

8 12. Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus: 

a. einem Vorſteher, 
b. vier Repräſentanten der Genoſſenſchaftsmitglieder. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
erhält jedoch der Vorſteher während der Bauausführung 
der Genoſſenſchaftsanlagen eine jährliche, von der Ge: 
neralverſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell⸗ 


vertretern werden von der Generalverſammlung auf 
5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ 
reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge: 
meindewahlen. 

§ 13. Die Gewählten werden von der Auſſichts⸗ 
behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. 

Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo 
dient dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. Der 
Vorſtand halt feine Sitzungen unter Vorſitz des Vor 
ſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die Re— 
präſentanten und deſſen Stimme im Falle der Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er: 
forderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der 
Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens drei der Vorſtands⸗ 
mitglieder anweſend ſind. Wer am Erſcheinen ver⸗ 
hindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher an: 
zuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter zu 
laden. 

§ 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der Ge: 
neralverſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher 
die ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller An⸗ 
gelegenheiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a. die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplane zu ver⸗ 
anlaſſen und zu beaufſichtigen; 

b. über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über 
die Wäſſerung, die Grabenräumung, die Heu: 
werbung und die Hütung auf den Wieſen mit 
Zuſtimmung des Vorſtandes die nöthigen An⸗ 
ordnungen zu treffen und die etwa erforderlichen 
Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen; 

c. die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus: 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidiren; 

d. die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vor⸗ 
zulegen; 
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e. die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 

die nach Maßgabe dieſes Statuts und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag 
von 30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, 
zur Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

8 15. Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf fünf Jahre 
gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die 
Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienft- 
führung anordnen. 

§ 16. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 

Stellvertreter; 

2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 
Entſchädigung; 
die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell: 
vertreter; 
die Abänderung des Statuts. 
§ 17. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auſſichts⸗ 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 
nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des 
Genoſſenſchaftsgebietes auſzuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (8 60 des Geſetzes 
vom 1. April 1879) mindeſtens aber alle fünf Jahre 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen: 
ftände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und 
außerdem durch ortsübliche Bekanntmachung in den⸗ 
jenigen Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaſts⸗ 
gebiet ganz oder theilweiſe angehört. . 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

18. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln be⸗ 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien 


3. 
4. 
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entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen 
Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach 
geſetzlicher Vorſchriſt eine andere Inſtanz zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 
heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Ent⸗ 
ſcheidung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen 
2 Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides an 
gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. 

Die Koſten des Verfahrens ſind dem unterliegenden 
Theile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſt 
jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mit⸗ 
glied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 

§ 19. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung „Sittno⸗ 
kanal⸗Genoſſenſchaft zu Brieſen Wpr.“ zu erlaſſen und 
vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreis⸗ 
blatt des Kreiſes Brieſen, in das Kreisblatt des Kreiſes 
Graudenz und in das Kreisblatt des Kreiſes Stras⸗ 
burg Wpr. aufgenommen. 

8 20. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem 8 69 des Geſetzes vom 1. April 
1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zu⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 
beſchluß erfolgen. J Be 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigeigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben, Neues Palais, den 3. Januar 1898. 
(L. 8.) gez. Wilhelm R. 

ggez. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 
2) Coneeſſion 
zum Geſchäftsbetriebe in dem Königlich Preußiſchen 
Staate für die Aſſekuranz⸗Geſellſchaft „Niederländiſcher 
Lloyd“ zu Amſterdam. 


Der unter der Firma: „Niederländiſcher Lloyd“ 
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in Amſterdam domicilirten Aſſekuranz⸗Geſellſchaft wird 
die Conceſſion zum Geſchäftsbetriebe der Einbruchs⸗ 
Diebſtahl⸗Verſicherung in dem Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Staate, auf Grund des laut Urkunde vom 
15. April 1893 abgeänderten Statutes hiermit unter 
nachfolgenden Bedingungen ertheilt: 
1. Jede Veränderung der bezeichneten Statuten muß 
bei Verluſt der Conceſſion angezeigt und, ehe 
nach denſelben verfahren werden darf, von der 
Preußiſchen Staats⸗Regierung genehmigt werden. 
„Die Veröffentlichung der Conceſſion erfolgt in 
den Amtsblättern reſp. amtlichen Publikations⸗ 
organen derjenigen Bezirke, in welchen die Ge: 
ſellſchaft Geſchäfte zu betreiben beabſichtigt, auf 
Koſten der Geſellſchaft. 
„Die Geſellſchaft hat wenigſtens an einem be⸗ 
ſtimmten Orte in Preußen eine Haupt⸗Nieder⸗ 
laſſung mit einem Geſchäftslokale und einem 
dort domicilirten Generalbevollmächtigten zu be 
gründen. 

Derſelbe iſt verpflichtet, dem Präſidenten 
derjenigen Königlichen Regierung in deren Bezirk 
ſein Wohnſitz belegen — in Berlin dem König: 
lichen Polizeipräſidenten — in den erſten ſechs 
Monaten eines jeden Geſchäftsjahres neben dem 
Verwaltungsberichte, Rechnungsabſchlüſſe und der 
Generalbilanz der Geſellſchaft eine ausführliche 
Ueberſicht der im verfloſſenen Jahre in Preußen 
betriebenen Geſchäfte in vorſchriſtsmäßiger Form 
einzureichen. 

In dieſer Ueberſicht — für deren Auf— 
ſtellung von dem betreffenden Regierungspräſi⸗ 
denten nähere Beſtimmungen getroffen werden 
können — iſt das in Preußen befindliche Aktivum 
von dem übrigen Aktivum geſondert aufzuführen. 

Die Bilanz, der Rechnungs-Abſchluß und 
die gedachte Ueberſicht ſind alljährlich durch den 
Deutſchen Reichs- und Preußiſchen Staats⸗ 
Anzeiger auf Koſten der Geſellſchaft bekannt zu 
machen. 

Für die Richtigkeit der Bilanz und der 

Ueberſicht des Rechnungsabſchluſſes (Gewinn- und 
Verluſt-Konto) ſowie der von ihm geführten 
Bücher, einzuſtehen, hat der Generalbevollmachtigte 
ſich perſönlich und erforderlichen Falles unter 
Stellung zulänglicher Sicherheit zum Vortheile 
ſämmtlicher inländiſcher Gläubiger zu verpflichten. 
Außerdem muß derſelbe auf amtliches Verlangen 
unweigerlich alle diejenigen Mitiheilungen machen, 
welche ſich auf den Geſchäftsbetrieb der Geſell⸗ 
ſchaft oder auf den der Preußiſchen Geſchäfts⸗ 
niederlaſſung beziehen, auch die zu dieſem Behufe 
etwa nöthigen Schriftſtücke, Bücher, Rechnungen pp. 
zur Einſicht vorlegen. 
Durch den Generalbevollmächtigten und von dem 
inländiſchen Wohnorte deſſelben aus ſind alle 
Verträge der Geſellſchaft mit den Preußiſchen 
Staatsangehörigen abzuſchließen. 
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Die Geſellſchaft hat wegen aller aus ihren 
Geſchäften mit Inländern entſtehenden Verbind⸗ 
lichkeiten, je nach Verlangen des inländiſchen 
Verſicherten, entweder in dem Gerichtsſtande des 
Generalbevollmächtigten oder in demjenigen des 
Agenten, welcher die Verſicherung vermittelt hat, 
als Beklagte Recht zu nehmen und dieſe Ver⸗ 
pflichtung in jeder für einen Inländer aus⸗ 
zuſtellenden Verſicherungspolice ausdrücklich aus⸗ 
zuſprechen. 

Sollen die Streitigkeiten durch Schieds⸗ 
richter geſchlichtet werden, ſo müſſen dieſe letzteren, 
mit Einſchluß des Obmannes, Preußiſche Staats⸗ 
angehörige ſein. 


Alle ſtatutenmäßigen Bekanntmachungen der Ge⸗ 


ſellſchaft ſind auch durch den Deutſchen Reichs⸗ 
und Preußiſchen Staats-Anzeiger zu veröffent⸗ 
lichen. 

Die vorliegende Conceſſion, — welche 
übrigens die Befugniß zum Erwerbe von Grund⸗ 
eigenthum in dem Preußiſchen Staate, wozu es 
der in jedem einzelnen Falle beſonders nach⸗ 
zuſuchenden landesherrlichen Erlaubniß bedarf, 
nicht in ſich ſchließt — kann zu jeder Zeit, und 
ohne daß es der Angabe von Gründen bedarf, 
lediglich nach dem Ermeſſen der Preußiſchen 
Staats⸗Regierung zurückgenommen und für ers 
loſchen erklärt werden. 

Berlin, den 7. März 1898. 

(Siegel.) 


Der Königlich Preußiſche Miniſter des Innern. 


Im Auftrage. 
v. Bitter. 
Bekauutmachung, 


den Ankauf von Remonten für 1897 betreffend. 


Regierungsbezirk Marienwerder. 
Zum Ankaufe von Remonten im Alter von drei 


und ausnahmsweiſe vier Jahren ſind im Bereiche des 
Regierungsbezirks Marienwerder für dieſes Jahr nad): 
ſtehende Märkte anberaumt worden und zwar: 


am 25. April Jablonowo 9 Uhr, 
„ 13. Mai Altmark Ian, 
„ 14. „ Marienwerder 8 „ 30 Min. 
„ 16. „ Miche, in Gu 8 ，v 
e e 1 
%, e e eee 1 
i ehe 99 55 
„ 21. „ Wrotzk, Kr. Strasburg, 8 „ 
„ 23. „ Akashurg 9 „ 
ee e eleliitatt Di 
Rn ge lin Ir 
„ 28. „ Januſchau Kr. Noſenberg 8 „ 
„ 3. Juni Soßno Kreis Flatow 85 
„ 9. Juli Alt Dollſtädt Kr. Pr. Holland 9 „) 
e eee 8. 855 
„ 14. „ Neuenburg 8 
70 15. 77 Schwetz 8 / 
„ 16. „ Schönſee Kreis Briefen 8 „ 


— 115 


am 18. Juli Deutih Eylau 
„ 26. Auguſt Flatow 
5. Alle 7 Zechlau, 
a e 7 5 
Die von der Remonte⸗Ankaufs⸗Kommiſſion er- 
kauften Pferde werden zur Stelle abgenommen und 
ſofort gegen Quittung baar bezahlt. 

Pferde mit ſolchen Fehlern, welche nach den 
Landesgeſetzen den Kauf rückgängig machen, ſind vom 
Verkäufer gegen Erſtattung des Kaufpreiſes und der 
Unkoſten zurückzunehmen, ebenſo Krippenſetzer und Klop⸗ 
hengſte ſowie Wallache mit ausgeprägter Hengſtmanier, 
welche ſich in den erſten zehn bezw. acht und zwanzig 
Tagen nach Einlieferung in den Depots als ſolche er⸗ 
weiſen. Pferde, welche den Verkäufern nicht eigen⸗ 
thümlich gehören, oder durch einen nicht legitimirten 
Bevollmächtigten der Kommiſſion vorgeſtellt werden, 
ſind vom Kauf ausgeſchloſſen. 

Die Verkäufer ſind verpflichtet, jedem verkauften 
Pferde eine neue ſtarke rindlederne Trenſe mit ſtarkem 
Gebiß und eine neue Kopfhalfter von Leder oder Hanf 
mit 2 mindeſtens zwei Meter langen Stricken ohne 
beſondere Vergütung mitzugeben. 

Um die Abſtammung der vorgeführten Pferde 
feſtſtellen zu können, find die Deckſcheine reſp. Füllen⸗ 
cheine mitzubringen. 

Die Verkäufer werden erſucht, die Schweife der 
Pferde nicht zu koupiren oder übermäßig zu verkürzen. 

Berlin, den 21. Februar 1898. 
Kriegsminiſterium. Remontirungs⸗Abtheilung. 
gez. Hoffmann. Scholtz. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
1. des Lehrers Albert Schmod de in Maſſanken 
zum Standesbeamten für den Standesamtsbezirk 

Maſſanken, Kreiſes Graudenz, an Stelle des 

Beſitzers Leißner in Maſſanken und 
des Beſitzers Friedrich Sand in Maſſanken zum 

Stellvertreter des Standesbeamten für den vor⸗ 

genannten Bezirk, an Stelle des zum Standes⸗ 

beamten ernannten Lehrers Albert Schmodde zur 
öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 19. März 1398. 

Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
N Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
ehrers Hermann Hertzberg in Königl. Rehwalde 
zum Stellvertreter des Standesbeamten für den Standes⸗ 
amtsbezirk Rehwalde, Kreiſes Graudenz, an Stelle des 
aus dem Bezirke verzogenen Beſitzers Theodor Templin 
in Königl. Rehwalde zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 19. März 1898. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
„ Des Königs Majeſtät haben dem Vorſtande der 
ſtändigen Ausftellung für Kunſt und Kunſtgewerbe in 


9 Uhr 15 Min. 
8 „ 
Kr. Schlochau 10 „ 


8 


6) 


— 


Weimar mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 16. d. Mts. 
die Erlaubniß zu ertheilen geruht, zu der von ihm 
mit Genehmigung der Großherzoglich Sächſiſchen Staats: 
regierung in dieſem Jahre wiederum zu veranſtaltenden 
Ausſpielung von Gegenſtänden der Kunſt und des 
Kunſtgewerbes auch im dieſſeitigen Staatsgebiete und 
zwar in ſeinem ganzen Bereiche, Looſe zu vertreiben. 
Marienwerder, den 15. März 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
7) Der Herr Miniſter des Innern hat dem Komitee 
für den vom 13. bis 16. Mai d. Js. in Stettin ſtatt⸗ 
findenden Pferdemarkt die Erlaubniß ertheilt, bei dieſer 
Gelegenheit eine öffentliche Verlooſung von Wagen, 
Pferden, Fahrrädern und anderen Gegenſtänden zu 
veranſtalten und die Looſe in der ganzen Monarchie 
zu vertreiben. N 
Marienwerder, den 23. März 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
lan 

des Chauſſeegeldes bei der Hebeſtelle 
Gr. Böfendorf für die Chauſſeeſtrecke von Gr. Böſen⸗ 
dorf über Rentſchkau⸗Tannhagen bis zur Culmer 

Kreisgrenze. 


8) 
zur Erhebung 


Die Hebeſtelle Gr. Böſendorf erhebt für die ge⸗ 
nannte Chauſſeeſtrecke Chauſſeegeld nach dem Satze 
für 1 Meile. 

A. Befreiungen: 
keine. 
B. Ermäßigungen: 

Für Fuhrwerke pp. aus Rentſchkau und diejenigen, 
welche am Rentſchkau'er Berge und unterhalb des⸗ 
ſelben die Chauſſee erreichen, wird nur für eine halbe 
Meile Chauſſeegeld erhoben. 

Der Kreisausſchuß. 
gez. v. Schwerin. 


Vorſtehender Plan wird gemäß dem Oberpräſidial⸗ 
Erlaß vom 14. Dezember 1897 O. P. Nr. 10697 
mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß die Hebung 
der Varriere Gr. Böſendorf am 1. April d. Js. be⸗ 
ginnen ſoll. 

Marienwerder, den 19. März 1898. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Beſchluß. 

Auf Grund des $ 65 der Neichs⸗Gewerbe Ordnung 
in Verbindung mit § 128 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 1. Auguſt 1883 wird unter Zuſtimmung der Ge⸗ 
meindebehörden des Marktorts hiermit feſtgeſetzt, daß 
in Rybno, Kreis Löbau, an jedem Mittwoch Wochen⸗ 
märkte abgehalten werden. 
Marienwerder, den 8. Februar 1898. 

Der Bezirks⸗Ausſchuß. 

Bekanntmachung. 
In Brenzig bei Hammerſtein iſt eine Poſthülf⸗ 
ſtelle in Wirkſamkeit getreten. 

Bromberg, den 23. März 1898. 

Kaiſerliche Ober Poſtdirektion. 


9) 


10) 
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11) Bekanntmachung. a 
In folgenden Orten des Ober- Poſtdirektionsbezirks Bromberg treten am 1. April 1898 


Poſt⸗ 
agenturen in Wirkſamkeit. 


Name Ihre Poſtverbindung erhält Name der Ortſchaften, welche 


= d Bisherige die neue Poſtagentur 
出 fenen Beſtellungs⸗ dem Landbeſtellbezirk bisher gehört haben 
& Poſtagentur ] boſtanſtalt 1 8 der neuen Poſt⸗ zum 


agentur zugetheilt ſind 


Landbeſtellbezirk von 


Jaſtremken 
Weſtpr. 


Vandsburg Vandsburg | Landpoftfahrt | Jaſtremken 


Kol. I. und II., | 


9 MW. ， | Vandsburg. 

Mühlenkawel, G. 

Rogalin, D., G., Kol., 
bb. u. M. 


Gr. Woͤllwitz. 
Dembowitz, Hgr. 


Penkuhl Baldenburg Landpoſtfahrt | Penkuhl, Abb. Eickfier 
Spitzenberg Ab. (Kreis Schlochau). 
Grabau, M., nebſt 
2 Abbauten Baldenburg. 
Fuchs bruch, Fo. Wehnershof. 


Bromberg, den 24. März 1898. Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 
12) Diejenigen Theologie Studirenden und Kandidaten, Sämmtliche Zeugniſſe und Atteſte ſind 
welche ſich den theologiſchen Prüfungen im nächſten in Urſchrift und in Abſchrift durch Vermitte— 
Termin unterziehen wollen, haben uns ihre Meldung lung der Königlichen Superintendentur, welche 
bis ſpäteſtens zum 20. April d. Js. einzureichen. zugleich um Beifügung eines Führungs: 
dy Sue herr, Atteſtes zu erſuchen iſt, einzureichen. 
r e „pen | Auf der Meldung iſt die Wohnung genau an⸗ 
5 15 a 1 niß vom Gymnasium, eventl ere bereits pro licentia concionandi geprüften 
das 人 Bunt über die Prüfung Kandidaten haben auch anzuzeigen, auf welchem Schul⸗ 
in der hebräiſchen Sprache g lehrer⸗Seminar ſie den vorgeſchriebenen ſechswöchigen 
3. das Abgangszeugniß von der Univerſität bezw. Kurſus abſolvirt 10 1898 
den Univerſitäten 1 „Danzig, den 1 eee. 5 . 
4. das Abendmahlszeugniß Königliches n der Provinz Weſtpreußen. 
Bugs ) eyer. 
5. ein deutſch abgefaßter Lebenslauf. 13) Aufkündigun 


von Pfandbriefen des 
Der Meldung zum Examen pro ministerio ſind Danziger Hypotheken⸗Vereins. 
beizufügen: ö Folgende heute ausgelooſte Pfandbriefe 
.der Taufſchein, 5%, Littr. A Nr. 1358, 1827, 2051, 2142, 2509, 
das Abgangszeugniß von der Univerſität bezw. 


2649, 2836. 
den Univerſitäten, 1715, 1898, 2071, 2388, 2484, 
das Abendmahlszeugniß, 


0 2809, 3224, 3312, 3361, 3444, 
ein deutſcher Lebenslauf, 3853, 4472, 4724. 
. die Predigtlicenz, 


1581, 2098, 2191, 2247, 2323, 
der Nachweis über die erledigte Militär⸗Dienſt⸗ 2426, 2647, 2689, 2835, 2868, 
pflicht bezw. Befreiung von derſelben, 2915, 2950, 3754, 3864, 3878, 
eine pflichtmäßige Erklärung über das Vor⸗ 3904, 4536, 4579. 
handenſein, eventl. über die Art und Entſtehung 4¼% Littr. 128, 242, 693. 
etwaiger Schulden. 432, 448, 790, 841, 1073. 

Sollte das Zeugniß zu 6 nicht gleich bei der 9, 85. 

Meldung oder bis zur Prüfung ſelbſt beigebracht werden 22, 94, 106, 120, 182, 215, 
können, ſo wird die Prüfung dadurch zwar nicht auf⸗ 347, 514, 739, 966, 1178, 
gehalten, die Ausfertigung des Wahlfähigkeitszeugniſſes 1288, 1445, 1643, 2043. 
nach beſtandener Prüfung aber muß bis zur Beibringung 


1 13, 42, 77, 131, 264, 349, 
des gedachten Zeugniſſes ausgeſetzt werden. 498, 653, 815. 


形 B " 


SSS nv, 


II Nr. 
4% Littr. J Nr, 


7. ” 


— 17 一 


Littr. D Nr. 
3¼½)% Littr. 


” 


23, 119, 141, 222, 361, 433, 
798, 1048, 1117. 

15, 47, 170, 218. 

16, 45, 63, 159, 347, 499, 
642, 787. 


„ M „ 22, 86, 145, 161, 271, 679. 
„ L „ 31, 43, 48, 98, 131, 765, 774. 
Detben ihren Inhabern hiermit zum 


1. Juli 1898 gekündigt, mit der Aufforde⸗ 

ung, von da ab deren Nominalbetrag ent⸗ 
weder hier bei uns oder in Berlin bei der 
i reuß. Pfandbriefbank oder in Königsberg 
hr Pr. bei Herrn S. A. Samter Nachf. oder 
955 Marienwerder bei Herrn M. Hirſchfeld 
ſtachfolger A. Seidler während der üblichen Geſchäfts⸗ 
funden baar in Empfang zu nehmen. 

Die vorbenannten Pfandbriefe ſind nebſt den 
zugehörigen nach obigem Verfalltage fällig werdenden 
A bupons und Talons in coursfä higem Zuſtande 
buliefern; der Betrag der etwa fehlenden Coupons 

d von der Einlöſungs⸗Valuta in Abzug gebracht. 

Die Verzinſung der vorbezeichneten gekündigten 
Aanbbriefe hört mit beſagtem Verfalltage auf und wird 
„etreff ihrer Valuta nach § 28 unſeres Statuts 
verfahren werden. 

„, Reſtanten von früheren Looſungen ſind: 
5% Littr. EB Nr. 3263, 5160. 
ie: C Nr. 730, 1519, 2172, 4345. 
“hr, Littr. G Nr. 199, 390, 1263. 
% Littr. F Nr. 16, 174, 1274. 
E Nr. 3, 52, 373. 
D Nr. 86, 199, 370, 1020, 
2301, 2508, 2803. 
6, 41. 
34. 


” 
” 


„ 0 
9%, Littr. O Nr. 
N Nr. 
M Nr. 551, 625, 764, 811. 

„ L Nr. 683, 826. 
Danzig, den 15. März 1898. 
Die Direktion. Weiß. 

8 Bekanntmachung. 
i Im Bereiche des Amtsbezirks Zabno und be 

übers auf den zur Königlichen Oberſörſterei Gildon 


1313, 


” 


” 


14) 


9ehörigen Oedlandsflächen giebt es Wege, die im Laufe 


er Zeit für den 5 i kehr überflüſſi : 
5 15 Ei öffentlichen Verkehr überflüſſig ge 
A Es wird demzurfolge die Einziehung der folgenden 
offentlichen Wegeſtrecken | N 
des Weges von Wendolli nach Czerniß und zwar 
von der Knüppelbrücke am Jagen 143 durch die 
Gemarkung Gildon⸗Eiſenbruch und durch das 
Jagen 161 bis zur Einmündung in den Weg 
von Oſtrowo nach Bruß; 


2. des Verbindungsweges der öffentlichen Wege von 


Bruß nach Oſtrowo, von Gildon nach Klodnia 
und von Gildon nach Olſzini in den Jagen 179, 
180, und 181; < 

des Weges vom Dorfe Gildon durch die Jagen 226, 

225, 212 und 211 nach dem Bruch Jagen 197 a; 

des Weges vom Großen-Trzemetznoſee in der 

Richtung auf die Abbauten zu Bruß durch die 

Jagen 278, 277, 276, 287 und 286 bis an 

den Grenzhügel Nr. 102; 

der alten Konitzer Straße in der Gemarkung 

Cziczkowo an der Grenze der Jagen 313 und 

314. Dieſe Wegeſtrecke iſt nach dem Bau der 

Konitz⸗Brußer Chauſſee überflüſſig geworden; 

des alten Stadtweges von Czernitzka nach Konitz 
durch die Jagen 328, 329 und 324; 

des Zufuhrweges vom vorbezeichneten Stadtwege 
an den Soznowek⸗See durch die Jagen 324, 
325 und 326. 

Fernerhin ſoll: 

1. ſtatt der unter der lfd. Nr. 2 aufgeführten ein⸗ 
zuziehenden Wegeſtrecke fortan die Geſtelllinie 
144/123, 143/122 und 142/121 für den öffent⸗ 
lichen Verkehr in Anſpruch genommen werden und 

. der Weg von Gildon nach Cziczkowo derartig 
verlegt werden, daß er die nördliche Grenze der 
Cziczkowoer Enklave im Jagen 287 berührt und 
ſodann gerade in nordweſtlicher Richtung durch 
die Jagen 287 und 300 auf die Brußer Chauſſee 
zuläuft. 

Dieſes wird gemäß § 57 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 1. Auguſt 1883 hierdurch mit der Auf⸗ 
forderung zur öffentlichen Kenntniß gebracht, etwaige 
Einwendungengegen die vorbezeichneten Wegeeinziehungen 
und Wegeverlegungen binnen 4 Wochen zur Ver⸗ 
meidung des Ausſchluſſes geltend zu machen. 

Gildon, den 11. März 1898. 

Der Amtsvorſteher. 
Engels. 
Perſonal⸗Chronik. 

Die Wahl der Rathmänner Karl Teske, Moritz 

Cohn und Auguſt Bölter zu unbeſoldeten Rath⸗ 

männern der Stadt Krojanke auf eine weitere Wahl⸗ 

periode iſt beſtätigt worden. 

Jut Kreiſe Dt. Krone iſt der Gutsbeſitzer Louis 
Bardt zu Brieſenitz nach abgelaufener Amtsdauer 
wieder zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers für den 
Amtsbezirk Brieſenitz ernannt. f 

Im Kreiſe Strasburg Wpr. iſt der Ritterguts⸗ 
beſitzer Redmann zu Buczek nach abgelaufener Amts⸗ 
dauer wieder zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk 
Niezywienc ernannt. 

Der Strommeiſter Strohſchein zu Kurzebrad 
iſt geſtorben. 


15) 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 13.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerei. 
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